
 

 

Erste Landesverordnung  

zur Änderung der Fünfzehnten Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz 

Vom 22. Januar 2021 

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 28 a Abs. 1 und 

den §§ 29 und 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 

S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 4 a des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. 

I S. 3136), in Verbindung mit § 1 Nr. 1 der Landesverordnung zur Durchführung des In-

fektionsschutzgesetzes vom 10. März 2010 (GVBl. S. 55), zuletzt geändert durch § 7 des 

Gesetzes vom 15. Oktober 2012 (GVBl. S. 341), BS 2126-10, wird verordnet: 

 
Artikel 1 

 
Die Fünfzehnte Corona Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz vom 8. Januar 2021 

(GVBl. S. 7, BS 2126-13) wird wie folgt geändert:  

1. § 2 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

 „In der Rechtspflege dienenden Einrichtungen (einschließlich der Notariate und 

Rechtsanwaltskanzleien) und bei Zusammenkünften der Rechtspflege soll grund-

sätzlich bei Begegnung mit anderen Personen eine medizinische Gesichtsmaske 

(OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 getragen wer-

den.“ 

 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender neue Satz 4 eingefügt:  

 „Zusammenkünfte mit voraussichtlich mehr als zehn Teilnehmenden sind der 

zuständigen Behörde mit einer Frist von mindestens zwei Werktagen vor der 

Zusammenkunft anzuzeigen oder in sonstiger geeigneter Form bekannt zu 

geben, sofern keine generellen Absprachen mit der zuständigen Behörde ge-

troffen wurden.“ 



   

 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe „§ 1 Abs. 3 Satz 4“ die Worte „mit 

der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine 

Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 zu tragen ist“ eingefügt. 

 

3. § 5 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In den Einrichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 gelten vorbehaltlich der Bestim-

mungen des § 2 Abs. 4 sowohl in geschlossenen Räumen als auch im Freien, ins-

besondere in Wartesituationen, das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 mit der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichts-

maske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 zu tragen 

ist, und die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7.“ 

 

4. Dem § 6 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

 „Bestimmungen des Arbeitsschutzes bleiben unberührt.“ 

 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach der Angabe „§ 1 Abs. 3 Satz 4“ die Worte „mit 

der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine 

Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 zu tragen ist“ angefügt. 

b)  In Absatz 2 wird das Wort „Mund-Nasen-Bedeckung“ durch das Wort „Maske“ 

ersetzt. 

 

6. In § 10 Abs. 2 wird nach dem Wort „Fitnessstudios“ das Wort „, Tanzschulen“ ein-

gefügt. 

 

7. § 12 wird wie folgt geändert: 

 a) In Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe „31. Januar“ durch die Angabe 

„14. Februar“ ersetzt. 

 b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

  aa) Satz 1 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 



   

 

  „ausgenommen hiervon sind in den Förderschulen ohne weiteren 

Nachweis Schülerinnen und Schüler, die aufgrund ihrer Behinderung 

keine Maske tragen oder tolerieren können.“ 

  bb) Dem Satz 2 wird das Wort „Weitere“ vorangestellt. 

  cc) In Satz 4 wird das Wort „Mund-Nasen-Bedeckung“ durch das Wort  

    „Maske“ ersetzt. 

 

8. § 14 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

   aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bildungsangebote in öffentlichen oder privaten Einrichtungen au-

ßerhalb der allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen sowie 

außerhalb der Lernorte nach § 5 Abs. 2 Nr. 6 des Berufsbildungsge-

setzes (BBiG) vom 4. Mai 2020 (BGBl. I 920) in der jeweils geltenden 

Fassung oder nach § 26 Abs. 2 Nr. 6 der Handwerksordnung (HwO) 

in der Fassung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 

2095) in der jeweils geltenden Fassung, die aufgrund von Ausbil-

dungsordnungen oder privatrechtlicher Vereinbarungen integraler 

Bestandteil eines Ausbildungsverhältnisses nach dem Berufsbil-

dungsgesetz oder der Handwerksordnung sind, sind nur digital zu-

lässig.“ 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Nicht aufschiebbare Prüfungen nach den §§ 37 und 48 BBiG sowie 

nach den §§ 31, 39, 45 und 51 a HwO oder vergleichbare bundes- 

oder landesrechtlich geregelte und nicht aufschiebbare Prüfungen 

sowie die zur Durchführung dieser Prüfungen zwingend erforderli-

chen Vorbereitungsmaßnahmen, auch beispielsweise in überbe-

trieblichen Berufsbildungsstätten, sind abweichend von Satz 1 in 

Präsenzform unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen 

auch in öffentlichen und privaten Einrichtungen zulässig.“ 



   

 

 b) In Absatz 3 wird nach der Angabe „Absatz 2“ die Angabe „Satz 1, 3 und 4“ 

eingefügt. 

 c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

  aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ausgenommen hiervon sind Angebote von Fahrschulen hinsichtlich 

berufsbezogener Ausbildungen sowie Angebote von Bildungsträ-

gern der Berufskraftfahrerqualifikation.“ 

  bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Es gilt das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 sowie die Mas-

kenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 mit der Maßgabe, dass eine medi-

zinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Stan-

dards KN95/N95 oder FFP2 zu tragen ist. Während des praktischen 

Unterrichts gilt das Erfordernis des Mindestabstands nicht, sofern 

dieses nicht eingehalten werden kann. Es dürfen sich nur die Fahr-

schülerin oder der Fahrschüler und die Fahrlehrerin oder der Fahr-

lehrer sowie während der Fahrprüfung zusätzlich eine Prüfungsper-

son im Fahrzeug aufhalten.“ 

 

9. § 16 wird wie folgt geändert: 

 a) Nach Absatz 5 wird folgender neue Absatz 6 eingefügt: 

„(6) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer in Absatz 1 genannten Einrich-

tung, die aufgrund ihrer Tätigkeit unmittelbaren Kontakt zu den Patientinnen 

oder Patienten der Einrichtung haben und sich als positiv getestete Person 

nach § 1 Nr. 3 der Landesverordnung zur Absonderung von mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten oder krankheitsverdächtigen Perso-

nen und deren Hausstandsangehörigen und Kontaktpersonen vom 8. De-

zember 2020 (GVBl. S. 682, BS 2126-17) in der jeweils geltenden Fassung 

in Absonderung befunden haben, dürfen die Einrichtung in den ersten vier 

Tagen nach Beendigung der Absonderung nur bei Vorliegen einer moleku-

larbiologischen Testung mittels Polymerase-Kettenreaktion auf das 

Coronavirus SARS-CoV-2 (PCR-Test) mit negativem Ergebnis betreten. 



   

 

Der Nachweis nach Satz 1 ist auf Papier oder in einem elektronischen Do-

kument, jeweils in deutscher, englischer oder französischer Sprache zu er-

bringen. Die dem Testergebnis nach Satz 1 zugrunde liegende Ab-

strichnahme darf erst nach Beendigung der Absonderungspflicht vorge-

nommen worden sein. Sätze 1 bis 3 gelten auch für Hausstandsangehörige 

nach § 1 Nr. 4 der Landesverordnung zur Absonderung von mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten oder krankheitsverdächtigen Perso-

nen und deren Hausstandsangehörigen und Kontaktpersonen sowie für 

Kontaktpersonen der Kategorie I nach § 1 Nr. 5 der Landesverordnung zur 

Absonderung von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten oder krank-

heitsverdächtigen Personen und deren Hausstandsangehörigen und Kon-

taktpersonen, deren Absonderung vor Ablauf von vierzehn Tagen nach Vor-

nahme des Tests bei dem positiv getesteten Hausstandsmitglied oder nach 

dem letzten Kontakt mit der positiv getesteten Person durch einen negati-

ven PoC-Antigentest geendet hat.“ 

 b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

 

10. Die §§ 19 bis 21 erhalten folgende Fassung:  

 

 „§ 19 

Absonderung für Ein- und Rückreisende, Beobachtung 

 

(1) Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg aus dem Ausland in das Land 

Rheinland-Pfalz einreisen und sich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten 

zehn Tagen vor Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise als Risikogebiet im 

Sinne des § 2 Nr. 17 IfSG mit einem erhöhten Risiko für eine Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 eingestuften Gebiet (Risikogebiet) aufgehalten haben, 

sind verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise auf direktem Weg in die 

Haupt- oder Nebenwohnung oder in eine andere, eine Absonderung ermög-

lichende Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von zehn Tagen nach 

ihrer Einreise ständig dort abzusondern; dies gilt auch für Personen, die zunächst 



   

 

in ein anderes Land der Bundesrepublik Deutschland eingereist sind. Den in Satz 

1 genannten Personen ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Per-

sonen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören.  

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind verpflichtet, das zuständige 

Gesundheitsamt unverzüglich zu informieren, wenn typische Symptome einer In-

fektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder 

Geruchs- und Geschmacksverlust innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise 

bei ihnen auftreten. 

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Absatz 1 Satz 1 erfassten 

Personen der Beobachtung durch das zuständige Gesundheitsamt. 

(4) Personen, die neu oder nach längerer Abwesenheit erneut in eine Aufnahme-

einrichtung für Asylbegehrende des Landes aufgenommen werden, sind verpflich-

tet, sich in eine zugewiesene Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum 

von zehn Tagen ständig dort abzusondern. Die nach § 47 des Asylgesetzes in 

einer solchen Aufnahmeeinrichtung wohnpflichtigen Personen sind beim Auftreten 

von Symptomen, die auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im 

Sinne der dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen, 

verpflichtet, den Träger der Aufnahmeeinrichtung hierüber unverzüglich zu infor-

mieren, sich in eine zugewiesene, geeignete Unterkunft zu begeben und sich dort 

bis zur Vorlage eines Testergebnisses über eine mögliche Infektion mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 ständig abzusondern. Die Aufnahmeeinrichtung hat 

das zuständige Gesundheitsamt hierüber unverzüglich zu informieren. Die Auf-

nahmeeinrichtung kann den Betroffenen jederzeit neue Unterbringungsbereiche 

zuweisen und Ausnahmen von den Verpflichtungen der Sätze 1 und 2 zulassen. 

(5) Personen, die neu oder nach längerer Abwesenheit erneut in eine Aufnahme-

einrichtung für Asylbegehrende des Landes aufgenommen werden, haben unmit-

telbar nach der Aufnahme auf Anforderung des zuständigen Gesundheitsamts o-

der der Aufnahmeeinrichtung ein ärztliches Zeugnis nach Maßgabe der Sätze 2 

und 3 darüber vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen 

einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorhanden sind. Das ärztliche 

Zeugnis muss in deutscher, englischer oder französischer Sprache verfasst sein. 



   

 

Der zugrunde liegende Test muss die Anforderungen des Robert Koch-Instituts, 

die im Internet unter der Adresse https://www.rki.de/covid-19-tests veröffentlicht 

sind, erfüllen. Die Testung darf höchstens 48 Stunden vor der Aufnahme in die 

Aufnahmeeinrichtung vorgenommen worden sein. Wird ein solches Zeugnis nicht 

vorgelegt, sind die genannten Personen verpflichtet, die ärztliche Untersuchung 

auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu dulden. 

Dies umfasst auch eine molekularbiologische Testung auf das Vorliegen einer In-

fektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 einschließlich einer Abstrichnahme zur 

Gewinnung des Probenmaterials. 

 

§ 20 

Ausnahmen 

 

(1) Von § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst sind  

1. Personen, die nur zur Durchreise in das Land Rheinland-Pfalz einreisen; 

diese haben das Gebiet des Landes Rheinland-Pfalz auf dem schnellsten 

Weg zu verlassen, um die Durchreise abzuschließen, 

2. bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte Personen, die 

beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der 

Straße, der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren oder 

3. bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden und Einhaltung angemesse-

ner Schutz- und Hygienekonzepte Personen, deren Tätigkeit für die Auf-

rechterhaltung des Gesundheitswesens dringend erforderlich und unab-

dingbar ist, und dies durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber 

bescheinigt wird. 

(2) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich in den letzten zehn Tagen 

vor ihrer Einreise in einem Virusvarianten-Gebiet im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung vom 13. Januar 2021 (BAnzAT 13. Ja-

nuar 2021 V1) in der jeweils geltenden Fassung aufgehalten haben, sind von § 19 

Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst  



   

 

1. Personen, die sich weniger als 72 Stunden in einem Risikogebiet aufgehal-

ten haben oder aus einem Risikogebiet für bis zu 24 Stunden in das Bun-

desgebiet einreisen, 

2. bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden 

a) Personen, die einreisen aufgrund des Besuchs von Verwandten ers-

ten Grades, der oder des nicht dem gleichen Hausstand angehöri-

gen Ehegattin oder Ehegatten, Lebenspartnerin oder Lebenspart-

ners oder Lebensgefährtin oder Lebensgefährten oder eines geteil-

ten Sorgerechts oder eines Umgangsrechts oder 

b) bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte hoch-

rangige Mitglieder des diplomatischen und konsularischen Dienstes, 

von Volksvertretungen und Regierungen, oder 

3. bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte Personen, 

a) die im Land Rheinland-Pfalz ihren Wohnsitz haben und die sich zwin-

gend notwendig zum Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums 

oder ihrer Ausbildung an ihre Berufsausübungs-, Studien- oder Aus-

bildungsstätte in einem Risikogebiet begeben und regelmäßig, min-

destens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren 

(Grenzpendler),  

b) die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben und die sich zwin-

gend notwendig zum Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums 

oder ihrer Ausbildung in das Land Rheinland-Pfalz begeben und re-

gelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zu-

rückkehren (Grenzgänger); 

die zwingende Notwendigkeit sowie die Einhaltung angemessener Schutz- 

und Hygienekonzepte sind durch den Arbeitgeber, den Auftraggeber oder 

die Bildungseinrichtung zu bescheinigen. 

(3) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich in den letzten zehn Tagen 

vor ihrer Einreise in einem Virusvarianten-Gebiet im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung aufgehalten haben, sind von § 19 Abs. 

1 Satz 1 nicht erfasst  



   

 

1. Personen, deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung 

a) der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens, insbesondere Ärz-

tinnen und Ärzte, Pflegekräfte, unterstützendes medizinisches Per-

sonal und 24-Stunden-Betreuungskräfte, 

b) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

c) der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen, 

d) der Funktionsfähigkeit der Rechtspflege (einschließlich der Notariate 

und Rechtsanwaltskanzleien), 

e) der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regierung und Verwal-

tung des Bundes, der Länder und der Kommunen oder 

f) der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen Union und von 

internationalen Organisationen 

unabdingbar ist; die Unabdingbarkeit ist durch den Dienstherrn, Arbeitgeber 

oder Auftraggeber zu bescheinigen, 

 2. Personen, die einreisen aufgrund 

a) des Besuchs von Verwandten ersten oder zweiten Grades, der oder 

des nicht dem gleichen Hausstand angehörigen Ehegattin oder Ehe-

gatten oder Lebenspartnerin oder Lebenspartners oder Lebensge-

fährtin oder Lebensgefährten oder eines geteilten Sorgerechts oder 

eines Umgangsrechts, 

b) einer dringenden medizinischen Behandlung oder 

c) des Beistands oder zur Pflege einer schutz- oder hilfebedürftigen 

Person, 

3. Polizeivollzugskräfte, die aus dem Einsatz oder aus einsatzgleichen Ver-

pflichtungen aus dem Ausland zurückkehren, 

4. Personen, die sich für bis zu fünf Tage zwingend notwendig und unauf-

schiebbar beruflich veranlasst, wegen ihrer Ausbildung oder ihres Studiums 

in einem Risikogebiet aufgehalten haben oder in das Bundesgebiet einrei-

sen; die zwingende Notwendigkeit und unaufschiebbare berufliche Veran-

lassung sind durch den Arbeitgeber, Auftraggeber oder die Bildungseinrich-

tung zu bescheinigen, 



   

 

5. Personen, die zur Vorbereitung, Teilnahme, Durchführung und Nachberei-

tung internationaler Sportveranstaltungen durch das jeweilige Organisati-

onskomitee akkreditiert werden oder von einem Bundessportfachverband 

zur Teilnahme an Trainings- und Lehrgangsmaßnahmen eingeladen sind, 

6. Personen, die als Urlaubsrückkehrer aus einem Risikogebiet zurückreisen und 

unmittelbar vor Rückreise in ihrem Urlaubsort einen Test mit negativem Er-

gebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch-

geführt haben, sofern 

a) auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der betroffenen nationalen Regierung vor Ort be-

sondere epidemiologische Vorkehrungen (Schutz- und Hygienekon-

zept) für einen Urlaub in diesem Risikogebiet getroffen wurden 

(siehe Internetseite des Auswärtigen Amtes – https://www.auswaer-

tiges-amt.de – sowie des Robert Koch-Instituts – https://www.rki.de 

–), 

b) die Infektionslage in dem jeweiligen Risikogebiet der Nichterfüllung 

der Verpflichtung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht entgegensteht und 

c) das Auswärtige Amt nicht wegen eines erhöhten Infektionsrisikos 

eine Reisewarnung unter https://www.auswaertiges-amt.de/de/Rei-

seUndSicherheit/reise-und-sicherheitshinweise für die betroffene 

Region ausgesprochen hat, oder 

7. Personen, die zu Studien- oder Ausbildungszwecken für einen mindestens 

dreimonatigen Aufenthalt einreisen; dies ist durch den Arbeitgeber oder die 

Bildungseinrichtung zu bescheinigen. 

Satz 1 gilt nur für Personen, die die sich aus § 3 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 

Nr. 1 der Coronavirus-Einreiseverordnung für sie geltenden Pflichten erfüllt haben 

und das ärztliche Zeugnis oder Testergebnis über das Nichtvorliegen einer Infektion 

mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise der 

zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich vorlegen. Das Testergebnis nach 

Satz 2 ist für mindestens zehn Tage nach der Einreise aufzubewahren. 



   

 

(4) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich in den letzten zehn Tagen 

vor ihrer Einreise in einem Virusvarianten-Gebiet im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung aufgehalten haben, sind von § 19 Abs. 1 

Satz 1 nicht erfasst  

1. Personen nach § 54 a IfSG, 

2. Angehörige ausländischer Streitkräfte im Sinne des NATO-Truppenstatuts, 

des Truppenstatuts der NATO-Partnerschaft für den Frieden (PfP Truppen-

statut) und des Truppenstatuts der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(EU-Truppenstatut), die zu dienstlichen Zwecken nach Deutschland einrei-

sen oder dorthin zurückkehren, oder 

3. Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme 

in das Bundesgebiet einreisen, wenn am Ort ihrer Unterbringung und ihrer 

Tätigkeit in den ersten zehn Tagen nach ihrer Einreise gruppenbezogen 

betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen zur Kontaktvermei-

dung außerhalb der Arbeitsgruppe ergriffen werden, die einer Absonderung 

nach § 19 Abs. 1 Satz 1 vergleichbar sind, sowie das Verlassen der Unter-

bringung nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit gestattet ist; der Arbeitgeber zeigt 

die Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn bei der zuständigen Behörde an und 

dokumentiert die ergriffenen Maßnahmen und Vorkehrungen, die zustän-

dige Behörde überprüft die Einhaltung der erforderlichen Voraussetzungen. 

(5) In begründeten Fällen kann das zuständige Gesundheitsamt auf Antrag wei-

tere Ausnahmen bei Vorliegen eines triftigen Grundes zulassen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, sofern die dort genannten Personen keine ty-

pischen Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, 

Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust aufweisen. Treten bei 

einer dem Absatz 1 Nr. 2 oder Nr. 3 oder den Absätzen 2 bis 5 unterfallenden 

Person binnen zehn Tagen nach der Einreise typische Symptome einer Infektion 

mit dem Coronavirus SARS CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- 

und Geschmacksverlust auf, so hat diese Person unverzüglich zur Durchführung 

einer Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-

2 eine Ärztin, einen Arzt oder ein Testzentrum aufzusuchen. 



   

 

 

§ 21 

Verkürzung der Absonderungsdauer 

 

(1) Die Absonderung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 endet frühestens ab dem fünften 

Tag nach der Einreise, wenn eine Person über ein ärztliches Zeugnis oder Test-

ergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 auf Papier oder in einem elektronischen Dokument in deutscher, 

englischer oder französischer Sprache verfügt und sie dieses innerhalb von zehn 

Tagen nach der Einreise dem zuständigen Gesundheitsamt auf Verlangen unver-

züglich vorlegt. 

(2) Die dem ärztlichen Zeugnis oder Testergebnis nach Absatz 1 zugrunde lie-

gende Testung darf frühestens fünf Tage nach der Einreise in die Bundesrepublik 

Deutschland vorgenommen worden sein. Der zugrunde liegende Test muss die 

Anforderungen des Robert Koch-Instituts, die im Internet unter der Adresse 

https://www.rki.de/covid-19-tests veröffentlicht sind, erfüllen. 

(3) Die Person muss das ärztliche Zeugnis oder Testergebnis nach Absatz 1 für 

mindestens zehn Tage nach der Einreise aufbewahren. 

(4) Die Absonderung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 wird für die Dauer, die zur Durch-

führung eines Tests nach Absatz 1 erforderlich ist, ausgesetzt. 

(5) Treten bei einer dem Absatz 1 unterfallenden Person binnen zehn Tagen nach 

der Einreise typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS CoV-

2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust auf, so 

hat diese Person unverzüglich zur Durchführung einer Testung auf das Vorliegen 

einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 eine Ärztin, einen Arzt oder ein 

Testzentrum aufzusuchen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für dem § 20 Abs. 4 Nr. 3 unterfallende Personen 

entsprechend.“ 

 

11.  § 23 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 



   

 

„(3) Landkreise und kreisfreie Städte mit einer hohen Zahl von Neuinfektionen in-

nerhalb von sieben Tagen bezogen auf 100.000 Einwohner (7-Tages-Inzidenz) 

nach den Veröffentlichungen des Robert Koch-Instituts stimmen im Einvernehmen 

mit dem für die gesundheitlichen Angelegenheiten zuständigen Ministerium über 

diese Verordnung hinausgehende zusätzliche Schutzmaßnahmen ab mit dem 

Ziel, bis zum 14. Februar 2021 jeweils eine Inzidenz von höchstens 50 Neuinfek-

tionen pro 100.000 Einwohner pro Woche zu erreichen.“ 

 

12.  § 24 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 61 erhält folgende Fassung: 

„61. Entgegen § 14 Abs. 4 Satz 1 Angebote oder Aus- und Weiterbildungs-

maßnahmen in Präsenzform durchführt,“. 

b) Nach Nummer 61 werden folgende neue Nummern 61 a und 61 b eingefügt: 

„61 a. entgegen § 14 Abs. 4 Satz 3 das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 

Satz 1 sowie die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält, 

61 b.  sich entgegen § 14 Abs. 4 Satz 5 im Fahrzeug aufhält,“. 

c) Nach Nummer 70 wird folgende neue Nummer 70 a eingefügt: 

„70 a. entgegen § 16 Abs. 6 Satz 1 oder Satz 4 eine Einrichtung betritt oder 

deren Betreten veranlasst,“. 

d) Nummer 71 erhält folgende Fassung: 

„71. Entgegen § 16 Abs. 7 die entsprechenden Maßnahmen unterlässt,“. 

e) Nummer 79 wird gestrichen. 

f) Die Nummern 81 bis 85 erhalten folgende Fassung: 

„81. sich entgegen § 19 Abs. 4 Satz 1 nicht in eine zugewiesene Unterkunft 

begibt oder sich dort nicht absondert,  

82. entgegen § 19 Abs. 4 Satz 2 bei Auftreten von Symptomen, die auf eine 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür jeweils 

aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen, den Träger der 

Aufnahmeeinrichtung hierüber nicht unverzüglich informiert oder sich 

nicht in die zugewiesene Unterkunft begibt und sich dort bis zur Vorlage 



   

 

eines Testergebnisses über eine mögliche Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 absondert, 

83. entgegen § 19 Abs. 5 Satz 5 eine Untersuchung nicht duldet, 

84. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 1 Halbsatz 2 das Gebiet des Landes Rheinland-

Pfalz nicht auf dem schnellsten Weg verlässt, 

85. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 3 oder Abs. 2 Nr. 3 Halbsatz 2 oder Abs. 3 Satz 

1 Nr. 1 Halbsatz 2, Nr. 4 Halbsatz 2 oder Nr. 7 Halbsatz 2 eine Beschei-

nigung nicht richtig ausstellt,“. 

 

13.  In § 25 wird die Angabe „31. Januar“ durch die Angabe „14. Februar“ ersetzt.  
 

 

 

Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt am 25. Januar 2021 in Kraft. 

 

Mainz, den 22. Januar 2021 

 

Die Ministerin 

für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 


